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1)

Die Empfehlungen der Kommission , Wachstum, Strukturwandel und
Beschaftigung® hinsichtlich des beschleunigten Ausstiegs aus der
Kohle-Verstromung

Die Kommission ,Wachstum, Strukturwandel und Beschéftigung” (KWSB) hat

einen Ausstiegspfad fur die Entwicklung der Kohle-Verstromung in Deutschland emp-
fohlen, der auf Zielwerten fir die im Markt betriebenen Kohle-Kraftwerkskapazitaten in
den Jahren 2022, 2025, 2030 sowie 2038 bzw. 2035 beruht. Fir die Zeitraume zwi-
schen diesen Jahres-Zielwerten hat die KWSB einen moglichst stetigen und bere-
chenbaren Abbaupfad fur die Kohle-Verstromung angeregt.

)

Bis zum Jahr 2022 sollen die im Markt betriebenen Braun- und Steinkohle-

Kraftwerkskapazitaten auf jeweils 15 GW zurtickgefuhrt werden.

®3)

Im Vergleich zu den Ist-Daten fur das Ende des Jahres 2017 entspricht dies
einem Abbau der Steinkohle-Kraftwerkskapazitaten von 22,7 GW auf 15 GW,
also einer AuRerbetriebnahme von knapp 8 GW. Fir die Braunkohle-
Kraftwerkskapazitaten resultiert ein Abbau von 19,9 GW auf 15 GW, also
knapp 5 GW.

Unter Berucksichtigung der ohnehin erwartbaren Entwicklung, die sich durch
AuRRerbetriebnahmen im Rahmen der Sicherheitsbereitschaft fir Braunkohle-
Kraftwerke oder marktgetriebene bzw. (ber das Kraft-Warme-
Kopplungsgesetz (KWKG) angereizte (und heute bereits bekannte) Stilllegun-
gen von Steinkohle-Kraftwerken bis 2022 einstellen wirde, verbleibt eine
durch die Empfehlungen der Kommission umzusetzende zusatzliche Stillle-
gung von 3 GW Braun- und 4 GW Steinkohle-Kraftwerken (wobei der letz-
tere Wert die Nicht-Inbetriebnahme des Kraftwerksblocks Datteln 4 beinhal-
tet). Es wird davon ausgegangen, dass die Stilllegungen von Braunkohle-
Kraftwerksblocken bis 2022 vollstdndig oder ganz tberwiegend im Rheini-
schen Braunkohlerevier erfolgen.

Bis zum Jahr 2030 sollen die im Markt betriebenen Kraftwerkskapazitaten fur

Braunkohle auf 9 GW und fur Steinkohle auf 8 GW reduziert werden.

Im Vergleich zu den Zielwerten fir 2022 entspricht dies einem weiteren Abbau
der Steinkohle-Kraftwerkskapazitaten um 7 auf dann 8 GW. Fir die Braunkoh-
le-Kraftwerkskapazitaten ergibt sich eine nochmaliger Rickfihrung der Kapa-
zitaten um 6 auf dann 9 GW. Im Jahre 2030 wére dann der gesamte vor 1995
errichtete Bestand an Kohle-Kraftwerken aus dem Markt genommen. Im
Bereich der Braunkohle-Verstromung wirden damit jeweils etwa 3 GW Kraft-
werkskapazitaten im Rheinischen, im Mitteldeutschen sowie im Lausitzer Re-
vier verbleiben.

In welchem Umfang die bis 2030 angestrebte Entwicklung Uber die marktge-
triebene Entwicklung hinausgeht, ist einerseits von der heute nur unzu-
reichend vorhersehbaren Entwicklung der Strom-, Steinkohle- und Gaspreise
abhangig und wird auch von den méglicherweise sehr volatilen Preisentwick-
lungen fir die Emissionsberechtigungen (European Union Allowances — EUA)
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des Emissionshandelssystems der Europaischen Union (European Union
Emissions Trading System — EU ETS) bestimmt. Andererseits werden mit der
Festlegung auf ein System von Stilllegungsvereinbarungen mit Entschadigun-
gen die Anreize zu markgetriebenen Kraftwerksstillegungen sehr weitgehend
abgebaut, so dass davon auszugehen ist, dass es nur in begrenztem Ausmalf3
zu marktgetriebenen Kohle-Kraftwerksstilllegungen kommen wuirde. Die einzi-
ge Ausnahme bilden hier die Kraftwerksbltécke, die durch den Tagebau Inden
im Rheinischen Revier versorgt werden (1,8 GW), dessen Produktion zum
Jahr 2030 ohnehin auslaufen soll. Es kann fur den Gesamtzeitraum 2023 bis
2030 damit von zusétzlichen Stilllegungen von bis zu 4 GW Braun- und
bis zu 7 GW Steinkohle-Kraftwerken kommen, die durch entsprechende
Vereinbarungen oder das KWKG umzusetzen waren. Fir die zusatzlichen
Stilllegungen von Braunkohle-Kraftwerken in der zweiten Halfte des Zeitraums
2023 bis 2030 kann eine Mischung aus Stilllegungen im Lausitzer und im
Rheinischen Revier erwartet werden.

(4) FoOr den Zeitraum 2023 bis 2030 sollen die Emissionen der Kohle-Kraftwerke
und damit das Niveau der Kohle-Verstromung méglichst stetig verringert werden.
Fur das Jahr 2025 wird ein eher offen formuliertes Zwischenziel empfohlen.

Es soll eine Emissionsminderung von 10 Mio. t CO, erreicht werden, mdglichst
durch ein nicht naher spezifiziertes Innovationsprojekt (als Konversionsprojekt
im Bereich der Braunkohle-Kraftwerke). Aus der Verhandlungsgeschichte ist
bekannt, dass diese Losung als optionales Alternativmodell fir die Stilllegung
einer Braunkohle-Kraftwerkskapazitat in Hohe von 2 GW gefunden wurde. In
diesem Kontext ist davon auszugehen, dass diese Empfehlung der KWSB als
Minderungsschritt zu verstehen ist, der einen stetigen Pfad der Stilllegungen
von Steinkohle-Kraftwerken ergénzt. N&herungsweise kann hier ein Zielni-
veau von 13 bis 14 GW Braunkohle bzw. 12 bis 13 GW Steinkohle unter-
stellt werden. Diese Perspektive wird auch durch die Anreizmechanismen ge-
stitzt, die sich aus der Empfehlung der KWSB fiir eine degressive Ausgestal-
tung von Kompensationszahlungen fir Kraftwerksstilllegungen ergibt (sofern
die stillzulegenden Kraftwerke ein Alter von 25 Jahren Uberschritten haben).

Der Kapazitatsabbau bis 2025 in H6he von 1 bis 2 GW Braunkohle-
Kraftwerken bzw. 2 bis 3 GW Steinkohle-Kraftwerken kann aus den o.g.
Grinden als sehr weitgehend zusatzlich eingeordnet werden. Die Stilllegun-
gen bzw. Umristungen von Braunkohle-Kraftwerken (im Kontext des Innovati-
onsprojektes) um das Jahr 2025 konnen wahrscheinlich primér fur das Lau-
sitzer Revier erwartet werden.

(5) Fdr den Zeitraum nach 2030 sollen die Kohle-Kraftwerkskapazitaten bis spates-
tens 2038 komplett aus dem Markt genommen werden. Im Rahmen einer Zwischen-
Uberprifung im Jahr 2032 soll Uberpruft werden, ob dieses Enddatum der Kohle-
Verstromung in Deutschland auf 2035 vorgezogen werden kann.

Damit ware nach 2030 eine Kapazitat von 9 GW Braunkohle-Kraftwerken
und 8 GW Steinkohle-Kraftwerken aus dem Markt zu nehmen. Empfehlun-



Dr. Felix Chr. Matthes / Stellungnahme KWSB Oko-Institut eV.

gen fir eine entsprechende Trajektorie der Aulerbetriebnahmen hat die
KWSB nicht abgegeben.

Ob es fur diese Ruckfiihrung der Kohle-Verstromung nach 2030 gesonderter
politischer MaRnahmen bedarf, hat die KWSB nicht diskutiert. Gleichwohl
darf in Frage gestellt werden, ob bei einem Ausbaustand der regenerativen
Stromerzeugung von 65% im Jahr 2030 (und entsprechend 75 bis 80% im
Jahr 2035) sowie angesichts der im EU ETS spatestens ab den 2030er Jah-
ren zu erwartenden Knappheitspreisen die verbleibenden Kohle-
Kraftwerkskapazitaten bis zum Jahr 2038 im Markt bestehen kdnnen.
Diese Situation wird spatestens bei den Zwischenuberprifungen in den Jah-
ren 2029 und 2032 zu bewerten und gerade mit Blick auf die Tagebauentwick-
lungen zu berlcksichtigen sein.

(6) Die Empfehlungen der KWSB zur Rulckfihrung der Kohle-Verstromung in
Deutschland beschranken sich vollstédndig auf eine Strategie von Kapazitatsstillle-
gungen. Das Vorzugsmodell hierfir sind freiwillige Vereinbarungen mit den Kraft-
werksbetreibern unter Einbeziehung entsprechender Kompensationszahlungen.
Falls diese Vereinbarungen fur Braunkohle-Kraftwerke bis zum 30. Juni 2020 nicht
erfolgreich abgeschlossen sind, empfiehlt die Kommission den Weg ordnungsrechtli-
cher Stilllegungen mit Entschadigungen im Rahmen der rechtlichen Erfordernis-
se. Ein vergleichbarer Ansatz wird fir die schrittweise festzulegende Stilllegung von
Steinkohle-Kraftwerken empfohlen. Zur Ermittlung der Kompensationszahlungen fir
den im Zeitverlauf festgestellten zusatzlichen Stilllegungsbedarf, der sich aus einem
mdglichst stetigen Kapazitatsabbau und den tber das KWKG angereizten Stilllegungen
von Kohlekraftwerken ergibt, sollen hier Ausschreibungsverfahren zur Anwendung
kommen, soweit dies sinnvoll und mdglich ist. Auch hier sollen ordnungsrechtliche Still-
legungsregelungen mit Entschadigungen im Rahmen der rechtlichen Erfordernisse
umgesetzt werden, wenn es im Zeitverlauf nicht zu einem erfolgreichen Abschluss von
Vereinbarungen kommt bzw. entsprechende Ausschreibungen nicht erfolgreich sind.

(7) Die Einfuhrung eines CO,-Mindestpreises im Rahmen des EU ETS (in Koope-
ration mit den anderen Staaten des zentral-westeuropaischen Strom-Regionalmarkts),
Uber den zusatzliche Emissionsminderungen auch Uber eine stérker verringerte Aus-
lastung der verbliebenen Kohle-Kraftwerkskapazitdten bzw. die Verringerung der sog.
Rebound-Effekte im In- und Ausland erzielt werden kénnen, war fur die Empfehlungen
der KWSB nicht konsensfahig, sechs Kommissionsmitglieder haben gleichwohl ein
Sondervotum mit der Empfehlung fir einen solchen CO,-Mindestpreis abgegeben.
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(8)

Die klimapolitischen und energiewirtschaftlichen Auswirkungen der
Empfehlungen der Kommission ,Wachstum, Strukturwandel und Be-
schaftigung”

Den zentralen Hintergrund fur die Einsetzung der KWSB und deren Empfehlun-

gen bildet das Erreichen klimapolitischer Ziele. Auf der Grundlage der aktuell ab-
sehbaren Rahmenbedingungen (Energie- und CO,-Preise, Ausbau erneuerbarer Ener-
gien, Abschaltung aller Kernkraftwerke, Kapazitat der Grenzkuppelstellen, Kraftwerk-
sparks im Ausland) ergeben sich aus aktuellen Analysen des Oko-Instituts® folgende
Emissionsentwicklungen:

Im Jahr 2023 (also nach vollstandiger Wirksamkeit der ersten Phase fir die
seitens der KWSB empfohlenen kohlepolitischen Maflinahmen) ergibt sich fur
die gesamte Stromerzeugung ein Emissionsniveau von 256 Mio. t CO,. Im
Vergleich zu 2017 entspricht dies einer Emissionsminderung von 74 Mio. t
CO; bzw. 22%. Bezogen auf das Jahr 1990 ergibt sich eine Emissionsminde-
rung von 449%.

Fur das Jahr 2025 ergibt sich ein Emissionsniveau von 226 Mio. t CO,, dies
entspricht im Vergleich zu 2017 einer Emissionsminderung von 31,5% sowie
im Vergleich zu 1990 um 50%.

Fur das Jahr 2030 ergeben sich Emissionsniveaus in der Bandbreite von
169 bis 182 Mio. t CO, (je nach Energiemarkt-Umfeld) und damit Emissions-
minderungen von 45 bis 49% gegenuber 2017 bzw. 60 bis 63% im Vergleich
zu 1990.

Von einer hinreichend robusten Erreichung der Emissionsminderungsziele des
Klimaschutzplans 2050 fur die Energiewirtschaft im Jahr 2030 (175 bis 183
Mio. t CO,-Aqu.) kann unter Beriicksichtigung der Abgrenzungs-Spezifika fir
den Sektor Energiewirtschaft im Klimaschutzplan 2050% ausgegangen werden,
wenn die Emissionen der Kohle-Kraftwerke in Deutschland bis 2030 auf ein
Niveau von ca. 74 bis 88 Mio. t CO, zuriickgefiihrt werden. Ein Uberproporti-
onaler Anteil von ca. 60% der Emissionsminderung im Zeitraum 2017 bis 2030
entfallt dabei auf den Bereich der Braunkohle-Kraftwerke.

Es soll explizit darauf hingewiesen werden, dass diese Emissionsminderungs-
beitrage im Bereich der Braunkohle-Verstromung nur dann einen vollumfangli-
chen Beitrag fur die Erreichung der deutschen Klimaschutzziele leisten kon-
nen, wenn die im Bereich der Braunkohle-Kraftwerke ausfallenden Braunkoh-
le-Nachfrage nicht in andere Sektoren umgelenkt wird (z.B. Uber einen An-
stieg der Vermarktung von Braunkohlenprodukten in diversen Industrieberei-
chen).

1

Oko-Institut (2019): Die deutsche Kohle-Verstromung bis 2030. Eine modellgestiitzte Analyse der
Empfehlungen der Kommission ,Wachstum, Strukturwandel und Beschéftigung“. Im Erscheinen.

Oko-Institut (2018): Sektorale Abgrenzung der deutschen Treibhausgasemissionen mit einem Schwer-
punkt auf die verbrennungsbedingten CO,-Emissionen.
(https:/iwww.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Sektorale-Abgrenzung-deutscher-Treibhausgas-Emissionen-
2018.pdf)
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(9) Die Stilllegung von Kohle-Kraftwerken in Deutschland fihrt auch zur teilweisen
Ubernahme der ausfallenden Produktionsmengen durch Kraftwerke im Ausland (sog.
auslandische Rebound-Effekte®) und zu einer Veranderung der Strom-AuRenhandels-
Bilanz:

Fir alle Zeithorizonte ergibt sich auch jenseits der Bilanzgrenzen Deutsch-
lands bzw. bei einer gesamteuropéischen Betrachtung eine klimapolitisch
positive Bilanz. Der auslandische Rebound-Effekt liegt fir das Jahr 2023 bei
knapp 38%, fir das Jahr 2025 bei 31% sowie fiir 2030 bei 27 bis 32%.

Fur das Jahr 2023 ergibt sich durch die AuRerbetriebnahme von Kohle-
Kraftwerken in Deutschland im Zusammenspiel mit der Auf3erbetriebnahme
erheblicher Kernkraftwerks-Kapazitaten und dem stetigen Aufwuchs der rege-
nerativen Stromerzeugung der Umschwung eines leichten Strom-
Exportsaldos in einen leichten Strom-lImportsaldo. Der Strom-Import-
Saldo schwécht sich bis 2025 wieder deutlich ab und schwingt bis 2030
wieder in einen leichten Strom-Export-Saldo zuriick. Sowohl die Strom-
Import- wie auch die Strom-Export-Salden bewegen sich jedoch im Bereich
von wenigen Prozent des deutschen Stromaufkommens. Die in den letzten
Jahren erreichten, hohen Werte von bis zu 55 TWh bzw. fast 9% werden bei
weitem nicht erreicht.

(10) Die Stilllegung von Emissionsberechtigungen des EU ETS Uber die unter-
schiedlichen Léschungsmechanismen (automatische Léschung in der Marktstabilitats-
reserve und zusatzliche Léschung durch nationale MalRnahmen) garantiert die klimapo-
litische Integritat auch auf sehr lange Sicht (kurz- und mittelfristig ware sie auch ohne
zusétzliche Zertifikats-Léschungen gesichert).” Die Léschung von Emissionszertifi-
katen als alleinige MalRnhahme bzw. Alternativoption, d.h. nicht als Begleitregelung
fur andere Emissionsminderungsmaflinahmen im Stromsektor, ware dagegen bisher
EU-rechtlich nicht zuldssig. Auch wirde ein solcher Ansatz allenfalls und nur unter
MaRgabe komplexer Voraussetzungen (z.B. hinsichtlich der zukinftigen Freigabe von
CO,-Zertifikaten aus der Marktstabilitdtsreserve), vor allem aber erst fir den Zeitraum
deutlich nach 2030 Wirkung entfalten kdnnen und ware damit unter Berlcksichti-
gung der realweltlichen Zielsetzungen und Rahmenbedingungen klimapolitisch nicht
hinreichend.

(11) Die regelmaRigen Zwischenuberprifungen (2023, 2026, 2029 sowie 2032)
und die ggf. gebotenen Maflihahmen zur Nachsteuerung beziehen sich nicht nur auf
energie- und regionalwirtschaftliche Aspekte, sondern werden ggf. auch Zielverschér-
fungen im klimapolitischen Bereich einbeziehen mussen, die sich im Kontext der
Zwischeniberprifungen des Klimaschutzabkommens von Paris (2023 und 2028) erge-
ben kénnen bzw. werden. Angesichts der langfristigen Vorlaufzeiten v.a. der Braunkoh-

® Die entsprechenden Rebound-Effekte im Inland sind in den 0.g. Emissionsminderungseffekten bereits

enthalten.

Agora Energiewende & Oko-Institut (2018): Vom Wasserbett zu Badewanne: Die Auswirkungen der
EU-Emissionshandelsreform 2018 auf CO,-Preis, Kohleausstieg und den Ausbau der Erneuerbaren.
(https:/www.agora-energiewende.de/fileadmin2/Projekte/2018/Reform_des_Europaeischen_
Emissionshandels_2018/Agora_Energiewende_Vom_Wasserbett_zur_Badewanne_WEB.pdf)
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lenbergbau-Planungen wird den Zwischeniberprifungen in den Jahren 2023 und 2026
diesbezuglich eine besondere Bedeutung zukommen.

(12) Mit dem vorgeschlagenen Stilllegungspfad fir die deutschen Kohle-Kraftwerke
wird flr den Zeithorizont bis 2025 ein weiterhin sehr hohes Mal3 an Versorgungssi-
cherheit gewahrleistet:

In den umfassenden Analysen zur Versorgungssicherheit, die im Rahmen
des entsprechenden Monitorings fur das Bundesministerium fur Wirtschaft und
Energie (BMWi-Monitoring) sowie durch den Europaischen Verband der Uber-
tragungsnetzbetreiber Entso-E (Mid-term Adequacy Forecast — MAF) vorgelegt
worden sind, ergeben sich bei Niveaus der im Markt betriebenen Kohle-
Kraftwerke von 27 GW im Jahr 2023 (BMWi-Monitoring) sowie von 23 GW
(BMWi-Monitoring) bzw. 24 GW (MAF) im Jahr 2025 keine Einschrankungen fur
die Versorgungssicherheit.

Angesichts der der 0.g. Werte von 30 GW Kohle-Kraftwerks-Kapazitaten fir das
Jahr 2022 sowie von 25 bis 27 GW fir das Jahr 2025 sind damit keine Heraus-
forderungen im Bereich der Versorgungssicherheit zu erwarten.

Dies gilt auch unter Berlcksichtigung des Sachverhalts, dass in den beiden ge-
nannten Versorgungssicherheits-Analysen relativ hohe Beitrdge des Aus-
lands zur Absicherung einer bedarfsgerechten Stromerzeugung in Deutschland
in Ansatz gebracht werden (20 GW und mehr). Auch wenn Beitrdge des Aus-
lands in der unterstellten GréRenordnung flr nicht hinreichend belastbar gehal-
ten und auf in jedem Fall vertretbare Werte beschrankt werden (ca. 10 GW), so
ergeben sich aus der Verfiigbarkeit unterschiedlicher Kapazitatsreserven,
d.h. auRBerhalb des Marktes vorgehaltener Kraftwerkskapazitaten (von insge-
samt ca. 11 GW), mit Blick auf die Versorgungssicherheit zusatzliche Freiheits-
grade, da in den 0.g. Analysen zur Versorgungssicherheit auRerhalb des Mark-
tes vorgehaltene Kapazitatsreserven nicht beriicksichtigt werden.

(13) Jenseits des Zeithorizonts 2025 hangt die Gewahrleistung eines weiterhin hohen
Niveaus an Versorgungssicherheit maf3geblich davon ab, ob in ausreichendem Mal3e
zusatzliche Kapazitdten im Bereich der Residuallast-Spitzen geschaffen werden
kénnen (Gas-Kraftwerke, Nachfrage-Flexibilitat, Speicher etc.). In der Folgenabschat-
zung zum Klimaschutzplan 2050° wurde hier bis Ende der 2020er Jahre ein Bedarf von
bis zu 10 GW zusétzlicher gesicherter Leistung (oder entsprechender Aquivalente auf
der Nachfrageseite) ermittelt. Diesbezlglich hat die Kommission ein breiteres Monito-
ring der Versorgungssicherheit sowie ggf. die Schaffung eines systematischen
Investitionsrahmens empfohlen, wenn sich in den nachsten Jahren, d.h. relativ kurz-
fristig, herausstellt, dass im Rahmen es derzeit verfolgten Marktdesign eines Energy-
Only-Marktes 2.0 die notwendigen Investitionen nicht hinreichend sicher bzw. ab-
sehbar zustande kommen oder der andernfalls notwendige Ausbau der Reserveka-
pazitaten ein sinnvolles Mal tUberschreitet.

> Oko-Institut et al. (2019): Folgenabschatzung zu den 6kologischen, sozialen und wirtschaftlichen Fol-

gewirkungen der Sektorziele fiir 2030 des Klimaschutzplans 2050 der Bundesregierung.
(https:/iwww.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Folgenabschaetzung-Klimaschutzplan-2050-Endbericht.pdf
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(14) Dessen ungeachtet weist die KWSB darauf hin, dass jegliche Kraftwerksstillle-
gungen unter dem Prifvorbehalt der Bundesnetzagentur nach § 13b EnWG stehen
und ggf. in Reserven zu Uberfiihren waren. Damit bliebe die entsprechende Kraftwerks-
leistung hinsichtlich der Versorgungssicherheit verfugbar und wirde gleichzeitig die
Emissionsminderung sehr weitgehend gewahrleistet.

(15) Veranderungen des Kraftwerksparks haben Effekte auf die Gro3handelspreise
far Strom. Dies gilt sowohl fir die Stilllegung erheblicher Kohle-Kraftwerkskapazitaten
(mit tendenziell Strompreis erhbhenden Effekten) als auch fur einen starkeren Ausbau
der Stromerzeugung auf Basis erneuerbarer Energien (mit den GroRBhandels-
Strompreis tendenziell senkenden Effekten).

Eine aktuelle Meta-Analyse des Oko-Instituts, in der unterschiedliche Studien
zu den Strompreiseffekten einer Verringerung der Kohle-Verstromung in
Deutschland ausgewertet werden®, zeigt, dass die isolierten Strompreiseffekte
einer beschleunigten Stilllegung von Kohle-Kraftwerken fir den Zeithorizont
2030 in der Bandbreite von 2 bis 4 €/ MWh liegen dirften, wenn einigermalf3en
konsistente Annahmen fur das Energiemarktumfeld getroffen werden. Fir die
ersten Phasen der Kohle-Kraftwerksstillegungen, d.h. die Zeithorizonte 2023
und 2025, dirften die isolierten Strompreiseffekte eher am unteren Rand der
genannten Bandbreite liegen.

Wird neben der AuRerbetriebnahme von Kohle-Kraftwerken auch der verstark-
te Ausbau erneuerbarer Energien in der Stromerzeugung (mit der Zielmarke
von 65% im Jahr 2030) in Betracht gezogen, so ergeben sich im Vergleich zur
Referenzentwicklung (Erneuerbaren-Anteil von ca. 52%) im Saldo sinkende
GrolRhandelsstrompreise (in der Bandbreite von 1 bis 4 €/ MWh).

(16) Als ggf. erforderliche KompensationsmafRnahme fir die Erhéhung der Stromprei-
se im GroRBhandelsmarkt empfiehlt die KWSB einen Bundeszuschuss zur Senkung
der Netznutzungsentgelte im Bereich der Ubertragungsnetze. Ein solcher breiter
bzw. weitgehend einheitlicher Ansatz hat flr die verschiedenen Verbrauchergruppen
unterschiedliche Effekte hinsichtlich der Stromkosten.

Fur Verbraucher, die Strom aus dem Netz beziehen und gleichzeitig der (vol-
len) EEG-Umlagezahlung unterliegen (private Haushalte, Dienstleistungssek-
tor, wenig energieintensive Industriesektoren), ergibt sich eine Dampfung der
Preiseffekte auf der GroRRhandelsebene durch die verminderte EEG-Umlage
(um 60 bis 70%) sowie die Entlastung Uber die verringerten Netznutzungsent-
gelte. Fur diese Verbrauchergruppen, die im Gesamtvergleich einerseits mit
den hoéchsten Strompreisniveaus konfrontiert sind, andererseits aber die ge-
ringsten Sensitivitaten bzgl. der Stromkosten aufweisen durften, ergibt also eine
Uberproportionale Stromkostenentlastung.

Fur Verbraucher, die Strom aus dem Netz beziehen und nicht der (vollen)
EEG-Umlagezahlung unterliegen (mittel und hoch energieintensive Industrien),
ergibt sich eine Dampfung der Preiseffekte auf der GroBhandelsebene allein

®  Oko-Institut (2019): Strompreis- und Stromkosteneffekte eines geordneten Ausstiegs aus der Kohle-

Verstromung. Im Erscheinen.
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durch die Entlastung Uber die verringerten Netznutzungsentgelte. Fir diese
Verbrauchergruppen, die im Gesamtvergleich héhere Sensitivitdten bzgl. der
Stromkosten aufweisen durften, ergibt also eine geringere Strompreisentlas-
tung.

Fur Verbraucher, die Strom selbst erzeugen, ergibt sich eine Kostenentlas-
tung nur, wenn die Eigenerzeugung der EEG-Umlagezahlung unterliegt und
es hier zu den o.g. Dampfungseffekten kommt. Hier dirfte es sich jedoch im
Regelfall um wenig stromkostensensitive Verbraucher handein.

Fur Verbraucher, die Strom aus dem Netz beziehen, aber von Netznutzungs-
entgelten Uber die entsprechenden Sonderregelungen weitgehend befreit
sind (besonders stromintensive Unternehmen) und nur in sehr geringem Mal3e
der EEG-Umlagezahlung unterliegen, entstehen nur geringe Stromkostenent-
lastungen. Ob die von der KWSB als Option erwahnte Schaffung eines zuséatz-
lichen Entlastungsmechanismus fur diese Verbrauchergruppen sinnvoll und
beihilferechtlich durchsetzbar ist, darf aus guten Grinden bezweifelt wer-
den. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die fir
diese Unternehmen relevanten Strom-GroRhandelspreise in Deutschland deut-
lich am unteren Rand der in Europa vorfindlichen Bandbreite liegen (u.a. als
Ergebnis des hohen Anteils der regenerativen Stromerzeugung in Deutschland)
und in Deutschland auch eine signifikante Kompensation fir die dem CO,-Preis
zuzurechnenden Stromkostenanteile erfolgt, die nach den Empfehlungen der
KWSB weitergefuhrt und stabilisiert werden soll.

(17) Die vorliegenden Analysen zeigen klar, dass die real entstehenden Strompreisef-
fekte in hohem MalRe vom Umfeld der Brennstoff- und CO,-Preise abhangig sind.
Fir die Notwendigkeit und den Umfang der von der KWSB vorgeschlagenen Kompen-
sation Uber einen Bundeszuschuss zur Senkung der Netznutzungsentgelte fur die
Ubertragungsnetze ist daher eine jeweils zeitnahe Untersuchung bzw. Spezifikation
dringend zu empfehlen und der Ansatz einer Pauschalsumme (wie z.B. 2 Mrd. € jahr-
lich) wenig sinnvoll.
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C. Der (rechtliche) Handlungsbedarf aus den klimapolitischen und
energiewirtschaftlichen Empfehlungen der Kommission ,Wachstum,
Strukturwandel und Beschaftigung®

(18) Wenn die von der KWSB vorgeschlagenen Mafinahmen in ihrer ganzen Breite
umgesetzt werden sollen, wird eine Vielzahl von rechtlichen MaRnahmen notwendig.
Dies betrifft einerseits die hier nicht weiter zu diskutierenden regional- und arbeits-
marktpolitischen Regelungen (diverse MalRnahmengesetze, Absicherung im Bundes-
haushalt, Behérden-Ansiedlungen, Umsetzung des Anpassungsgeldes fir Bergbau-
Beschaftigte etc.) und andererseits die verschiedenen energiewirtschaftlichen Rege-
lungsbereiche.

(19) Im Kernbereich der von der KWSB vorgeschlagenen Mafinahmen hinsichtlich
Energiewirtschaft und Klimaschutz sind vor allem die folgenden Regelungen notwen-
dig:

die Aushandlung, gesetzliche Fixierung der Kraftwerksstilllegungen und
beihilferechtliche Genehmigung fur die verschiedenen Zeithorizonte sowie die
entsprechenden, degressiv auszugestaltenden Kompensationszahlungen
(jleweilige Mengengeruste und Detailregelungen, ggf. Regelung der Ausschrei-
bungsverfahrungen, Absicherung im Bundeshaushalt etc.);

gof. die Vorbereitung einer ordnungsrechtlichen Ruckfall-Option, falls es
nicht zu einvernehmlichen Lésungen kommt (inklusive der ggf. rechtlich erfor-
derlichen Entschadigungen);

die Novellierung und Weiterentwicklung des KWKG (Verlangerung bis 2030,
zielfihrende Ausgestaltung des Kohle-Ersatz-Bonus, Weiterentwicklung mit
Blick auf ,griine Fernwarme" etc.);

die Schaffung von Regelungen, die ein breiteres Monitoring der Versor-
gungssicherheit in ihren unterschiedlichen Dimensionen ermdéglichen und ggf.
die Schaffung zuséatzlicher Regelungen zur Kapazitatsabsicherung (Kapazi-
tatsreserven, systematischer Investitionsrahmen), die den seit Ende 2018 ver-
scharften Vorgaben des europédischen Rechts geniigen muissen (Beihilfen,
Emissionsgrenzwerte) und die sich ab 2025 in zusatzlichen Kapazitaten (Nach-
frageflexibilitat, Gaskraftwerke, Speicher etc.) materialisieren missen;

die Verankerung des Ausbauziels fur die regenerative Stromerzeugung von
65% in 2030 (Anpassung des EEG und der Ausschreibungsvolumina, der
Netzentwicklungsplane, des Netzausbau-Beschleunigungsgesetzes, der Bun-
desbedarfsplangesetze etc.);

die Prifung und ab 2023 ggf. die Schaffung eines Mechanismus zur Strom-
preiskompensation Uber einen Bundeszuschuss zur Senkung der Netznut-
zungsentgelte im Bereich der Ubertragungsnetze (rechtliche Verankerung
und Dynamisierung, beihilferechtliche Genehmigung, Absicherung im Bundes-
haushalt etc.);

die Fortsetzung der Kompensationsmafnahmen fir die indirekten CO,-
Kostenbestandteile im Strompreis (Aushandlung des entsprechenden Beihil-
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(20)

ferahmens fir den Zeitraum nach 2020, nationale Umsetzung der entsprechen-
den Fdrderrichtlinie etc.);

die Prifung weiterer Kompensationsmaéglichkeiten fur Stromverbraucher, die
weitgehend von der Zahlung von Netznutzungsentgelten befreit sind;

die Umsetzung der Léschung von CO,-Zertifikaten entsprechend des Stillle-
gungspfades auf nationaler Ebene (auf Grundlage der entsprechenden EU-
Vorschriften);

ggf. die Prufung der Umsetzung eines CO,-Mindestpreises im Rahmen des
EU ETS im europaischen oder Regionalmarkt-Verbund (keine Konsens-
Empfehlung der KWSB, aber Sondervotum);

die Entwicklung eines institutionellen und methodischen Rahmens fiur die
Vorbereitung und Durchfihrung der umfassenden Zwischenuberprifungen
in den Jahren 2023, 2026, 2029 sowie 2032.

Im Bereich der von der KWSB vorgeschlagenen flankierenden MalRnahmen

sind vor allem die folgenden energie- und klimapolitischen Regelungen notwendig:
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Prifung, Konzeption und Umsetzung einer Reform des Systems von Steuern,
Abgaben und Umlagen im Stromsektor zur Verstarkung des markt- und sys-
temdienlichen Ausbaus der erneuerbaren Energien, der Nachfrageflexibilitat
sowie der Sektorkopplung;

Prufung, Konzeption und Umsetzung einer umfassenderen und stringenteren
CO,-Bepreisung in den nicht vom EU ETS erfassten Sektoren (ggf. in Ver-
bindung mit dem o0.g. CO,-Mindestpreis im EU ETS);

Prifung, Konzeption und Umsetzung der rechtlichen und anderen Vorausset-
zungen fir die Etablierung von Reallaboren, energiewirtschaftlichen Mo-
dellregionen und Innovationszonen (Sektorkopplung, Flexibilitat, Wasserstoff
etc.).



	A. Die Empfehlungen der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ hinsichtlich des beschleunigten Ausstiegs aus der Kohle-Verstromung
	B. Die klimapolitischen und energiewirtschaftlichen Auswirkungen der Empfehlungen der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“
	C. Der (rechtliche) Handlungsbedarf aus den klimapolitischen und energiewirtschaftlichen Empfehlungen der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“

